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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

RAT

BESCHLUSS

vom 21. April 1970

über die Ersetzung der Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten
durch eigene Mittel der Gemeinschaften

(70/243/EGKS, EWG, Euratom)

In Artikel 201 des Vertrages zur Gründung der Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft werden als eigene
Mittel, welche die Finanzbeiträge der Staaten ersetzen
können, ausdrücklich die Einnahmen aus dem Ge­
meinsamen Zolltarif nach dessen endgültiger Einfüh­
rung genannt.

/.

DER RAT DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf
Artikel 201,

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä­
ischen Atomgemeinschaft, insbesondere auf Artikel
173,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments ( 1 ),

nach Stellungnahme des Wirtschafts - und Sozialaus­
schusses (2 ),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die vollständige Ersetzung der Finanzbeiträge der
Mitgliedstaaten durch eigene Mittel der Gemeinschaf­
ten läßt sich nur schrittweise erreichen.

Nach Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung Nr. 25 über
die Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik (3 )
sollen in der Endphase des Gemeinsamen Marktes die
Einnahmen aus den Agrarabschöpfungen der Ge­
meinschaft zufließen und für gemeinschaftliche Aus­
gaben verwendet werden.

Die Auswirkungen, die sich durch die Übertragung
der Einnahmen aus den Zöllen an die Gemeinschaf­
ten für die Haushaltspläne der Mitgliedstaaten erge­
ben, sind zu mildern ; es ist eine Regelung vorzusehen,
durch die sich die vollständige Übertragung innerhalb
einer bestimmten Frist schrittweise erreichen läßt.

Die Einnahmen aus den Agrarabschöpfungen und
den Zöllen reichen nicht zum Ausgleich des Haus­
halts der Gemeinschaften aus ; den Gemeinschaften
sind daher außerdem Steuereinnahmen zuzuweisen ;
besonders geeignet sind die Einnahmen, die sich aus
der Anwendung eines einheitlichen Satzes auf die für
die Mitgliedstaaten einheitlich festgelegte steuer­
pflichtige Bemessungsgrundlage für die Mehrwert­
steuer ergeben —

HAT FOLGENDE BESTIMMUNGEN FESTGELEGT,
DIE ER DEN MITGLIEDSTAATEN ZUR ANNAHME
EMPFIEHLT :

Artikel 1

Den Gemeinschaften werden zum Ausgleich ihres
Haushalts nach Maßgabe der folgenden Artikel
eigene Mittel zugewiesen.

( x) ABI. Nr. C 2 vom 8 . 1 . 1970, S. 13 .
(2) ABl. Nr. C 19 vom 13 . 2. 1970, S. 23.
(8) ABl. Nr. 30 vom 20. 4. 1962, S. 991/62.
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Der in Unterabsatz 3 genannte Bezugsbetrag ist

— im Jahre 1971 gleich 50 %
— im Jahre 1972 gleich 62,5 %
— im Jahre 1973 gleich 75 %

— im Jahre 1974 gleich 87,5 %
— ab 1 . Januar 1975 gleich 100 %

des Gesamtbetrags der von jedem Mitgliedstaat erho­
benen Agrarabschöpfungen und Zölle.

Die Gemeinschaften erstatten jedem Mitgliedstaat
10 % der gemäß den Unterabsätzen 1 bis 4 gezahlten
Beträge als Erhebungskosten .

Artikel 2

Ab 1 . Januar 1971 stellen nach Maßgabe des Ar­
tikels 3 folgende Einnahmen eigene, in den Haushalt
der Gemeinschaften einzusetzende Mittel dar :

a) Abschöpfungen, Prämien, Zusatz- oder Aus­
gleichsbeträge, zusätzliche Teilbeträge und andere
Abgaben auf den Warenverkehr mit Nichtmit­
gliedstaaten , die von den Gemeinschaftsorganen
im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik einge­
führt worden sind oder noch eingeführt werden,
und Abgaben, die im Rahmen der gemeinsamen
Marktorganisation für Zucker vorgesehen sind,
nachstehend „Agrarabschöpfungen" genannt ;

b ) Zölle des Gemeinsamen Zolltarifs und andere
Zölle auf den Warenverkehr mit Nichtmitglied­
staaten, die von den Gemeinschaftsorganen einge­
führt worden sind oder noch eingeführt werden,
nachstehend „Zölle" genannt.

(2) Vom 1 . Januar 1971 bis zum 31 . Dezember
1974 werden die Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten,
die zum Ausgleich des Haushalts der Gemeinschaften
erforderlich sind, nach folgendem Schlüssel verteilt :

— Belgien 6,8
— Deutschland 32,9

— Frankreich 32,6

— Italien 20,2
— Luxemburg 0,2

— Niederlande 7,3 .

Eigene, in den Haushalt der Gemeinschaften einzuset­
zende Mittel sind ferner Einnahmen aus sonstigen,
gemäß dem Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft oder dem Vertrag zur Grün­
dung der Europäischen Atomgemeinschaft im Rah­
men einer gemeinsamen Politik eingeführten Abga­
ben, sofern das Verfahren des Artikels 201 des Ver­
trages zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge­
meinschaft oder des Artikels 173 des Vertrages zur
Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft
durchgeführt worden ist.

Artikel 3

( 1 ) Ab 1 . Januar 1971 werden die Einnahmen aus
Agrarabschöpfungen in vollem Umfang in den Haus­
haltsplan der Gemeinschaften eingesetzt.

(3 ) Während des gleichen Zeitraums darf jedoch
die jährliche Schwankung des Anteils jedes Mitglied­
staats an allen , gemäß den Absätzen 1 und 2 gezahlten
Beträgen gegenüber dem Vorjahr 1 % nach oben und
1,5 % nach unten nicht überschreiten , sofern diese
Beträge im Rahmen von Unterabsatz 2 berücksichtigt
werden . Für das Jahr 1971 dienen bei der Anwen­
dung dieser Vorschrift als Bezugsgröße die Finanzbei­
träge jedes Mitgliedstaats zum Gesamtbetrag der
Haushalte für 1970, soweit diese Haushalte im Rah­
men von Unterabsatz 2 berücksichtigt werden.

Bei der Durchführung von Unterabsatz 1 wird für
jedes Haushaltsjahr folgendes berücksichtigt :

a) die Ausgaben im Rahmen der Zahlungsermächti­
gungen, die für das betreffende Haushaltsjahr für
den Forschungs- und Investitionshaushaltsplan
der Europäischen Atomgemeinschaft beschlossen
worden sind , mit Ausnahme der Ausgaben für die
Ergänzungsprogramme;

b) die Ausgaben im Rahmen der Mittel des Europä­
ischen Sozialfonds;

Von diesem Zeitpunkt an werden die Einnahmen aus
Zöllen schrittweise in den Haushaltsplan der Gemein­
schaften eingesetzt.

Der Betrag der Zölle, der jährlich durch jeden Mit­
gliedstaat den Gemeinschaften zugewiesen wird, ist
gleich dem Unterschied zwischen einem Bezugsbetrag
und dem Betrag der nach Unterabsatz 1 den Gemein­
schaften zugewiesenen Agrarabschöpfungen. Ist die­
ser Unterschied negativ, so werden weder vom betref­
fenden Mitgliedstaat Zölle gezahlt noch von den Ge­
meinschaften Agrarabschöpfungen zurückgezahlt.



28 . 4. 70 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94/21

c) beim Europäischen Ausrichtungs- und Garantie­
fonds für die Landwirtschaft die Ausgaben im
Rahmen der Mittel der Abteilung Garantie sowie
der Abteilung Ausrichtung, mit Ausnahme der
Mittel, die für Verbuchungszeiträume vor dem be­
treffenden Haushaltsjahr eingesetzt oder wieder­
eingesetzt worden sind. Für das Bezugsjahr 1970
handelt es sich um folgende Ausgaben :

— für die Abteilung Garantie : Ausgaben, die in
Artikel 8 der Verordnung (EWG) Nr. 728/70
des Rates vom 21 . April 1970 zur Festlegung
ergänzender Vorschriften für die Finanzierung
der gemeinsamen Agrarpolitik (*) genannt
werden ;

— für die Abteilung Ausrichtung : Ausgaben in
Höhe von 285 Mill . Rechnungseinheiten , die
nach dem Aufbringungsschlüssel des Arti­
kels 7 derselben Verordnung aufgeteilt werden ;

bei der Berechnung des Deutschland betreffenden
Teils wird als Bezugsschlüssel ein Satz von
31,5 % zugrunde gelegt ;

d ) die übrigen Ausgaben im Rahmen der Mittel des
Haushaltsplans der Europäischen Gemeinschaften .

Führt die Anwendung dieses Absatzes auf einen oder
mehrere Mitgliedstaaten zu einem Fehlbetrag im
Haushalt der Gemeinschaften, so wird dieser Fehlbe­
trag für das betreffende Jahr innerhalb der in Unter­
absatz 1 festgelegten Schwankungsbreite nach dem in
Absatz 2 festgelegten Aufbringungsschlüssel auf die
anderen Mitgliedstaaten umgelegt. Das Verfahren
wird im Bedarfsfall wiederholt.

(4) Die Finanzierung der Ausgaben für die gemein­
samen Forschungsprogramme der Europäischen
Atomgemeinschaft aus eigenen Mitteln der Gemein­
schaften schließt weder aus, daß die Ausgaben für Er­
gänzungsprogramme in den Haushaltsplan der Ge­
meinschaften eingesetzt werden, noch daß sie durch
Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten finanziert werden,
deren Festsetzung nach einem besonderen Aufbrin­
gungsschlüssel erfolgt, ,der durch einstimmigen Be­
schluß des Rates festgelegt wird .

(5 ) Abweichend von diesem Artikel werden Mittel ,
die vor dem Haushaltsjahr 1971 in einen Haushalts­
plan eingesetzt worden waren und die in einen späte­
ren Haushaltsplan übertragen oder wiedereingesetzt
werden, aus Finanzbeiträgen der Mitgliedstaaten nach
den Aufbringungsschlüsseln finanziert, die bei der er­
sten Einsetzung dieser Mittel anwendbar waren .

Für die Mittel der Abteilung Ausrichtung, die zwar
zum erstenmal in den Haushaltsplan 1971 eingesetzt
werden, sich aber auf vor dem 1 . Januar 1971 lie­

gende Verbuchungszeiträume des Europäischen Aus­
richtungs- und Garantiefonds beziehen, gilt der für
die betreffenden Zeiträume vorgesehene Aufbrin­
gungsschlüssel .

Artikel 4

( 1 ) Ab 1 . Januar 1975 wird der Haushalt der Ge­
meinschaften vollständig aus eigenen Mitteln der Ge­
meinschaften finanziert.

Diese Mittel umfassen die in Artikel 2 genannten Ein­
nahmen sowie Mehrwertsteuereinnahmen, die sich
aus der Anwendung eines Satzes ergeben, der 1 %
einer steuerpflichtigen Bemessungsgrundlage nicht
überschreiten darf, welche einheitlich für die Mit­
gliedstaaten nach Gemeinschaftsvorschriften be­
stimmt wird . Dieser Satz wird im Rahmen des Haus­
haltsverfahrens festgesetzt. Ist jedoch zu Beginn eines
Haushaltsjahres der Haushaltsplan noch nicht festge­
stellt worden, so bleibt bis zum Inkrafttreten eines
neuen Satzes der zuletzt festgesetzte Satz anwendbar.

Vom 1 . Januar 1975 bis zum 31 . Dezember 1977 darf
jedoch die jährliche Schwankung des Anteils jedes
Mitgliedstaats gegenüber dem Vorjahr 2 % nicht
überschreiten . Wird dieser Prozentsatz überschritten ,
so erfolgen die erforderlichen Anpassungen innerhalb
dieser Schwankungsbreite auf dem Wege eines
Finanzausgleichs zwischen den betreffenden Mitglied­
staaten, und zwar im Verhältnis zu dem von diesen
Mitgliedstaaten getragenen Anteil an den Mehr­
wertsteuereinnahmen . oder an den Einnahmen aus
den in den Absätzen 2 und 3 genannten Finanzbei­
trägen.

(2 ) Werden die Vorschriften zur Festlegung der
einheitlichen steuerpflichtigen Bemessungsgrundlage
für die Mehrwertsteuer am 1 . Januar 1975 noch nicht
in allen Mitgliedstaaten, aber zumindest in drei Mit­
gliedstaaten, angewandt, so wird abweichend von
Absatz 1 Unterabsatz 2 der Finanzbeitrag jedes Mit­
gliedstaats , der noch nicht die einheitliche steuer­
pflichtige Bemessungsgrundlage für die Mehrwert­
steuer anwendet, zum Haushalt der Gemeinschaften
gemäß dem Anteil seines Bruttosozialprodukts an der
Summe der Bruttosozialprodukte der Mitgliedstaaten
festgelegt ; der Restbetrag des Haushalts wird durch
die Einnahmen aus der Mehrwertsteuer gemäß Ab­
satz 1 Unterabsatz 2 gedeckt, die in den übrigen Mit­
gliedstaaten erzielt werden. Diese Ausnahmeregelung
wird unwirksam, sobald die Bedingungen des Absat­
zes 1 erfüllt sind.

(3 ) Werden die Vorschriften zur Festlegung der
einheitlichen steuerpflichtigen Bemessungsgrundlage
für die Mehrwertsteuer am 1 . Januar 1975 noch nicht
zumindest in drei Mitgliedstaaten angewandt, so wird
abweichend von Absatz 1 Unterabsatz 2 der Finanz­
beitrag jedes Mitgliedstaats zum Haushalt der Ge -(1) Siehe Seite 9 dieses Amtsblatts .
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(2) Unbeschadet der Rechnungsprüfung gemäß
Artikel 206 des Vertrages zur Gründung der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Kontrollmaß­
nahmen gemäß Artikel 209 Buchstabe c) dieses Ver­
trages erläßt der Rat auf Vorschlag der Kommission
und nach Anhörung des Europäischen Parlaments
einstimmig die Vorschriften über die Kontrolle der
Erhebung der Einnahmen im Sinne der Artikel 2, 3
und 4, Vorschriften darüber, wie diese Einnahmen
der Kommission zur Verfügung zu stellen und wie sie
abzuführen sind, sowie die Durchführungsbestim­
mungen zu Artikel 3 Absatz 3 und zu Artikel 4.

Artikel 7

Dieser Beschluß wird den Mitgliedstaaten vom Gene­
ralsekretär des Rates der Europäischen Gemeinschaf­
ten bekanntgegeben und im Amtsblatt der Europä­
ischen Gemeinschaften veröffentlicht .

Die Mitgliedstaaten teilen dem Generalsekretär des
Rates der Europäischen Gemeinschaften unverzüglich
den Abschluß der Verfahren mit, die nach ihren ver­
fassungsrechtlichen Vorschriften zur Annahme dieses
Beschlusses erforderlich sind.

Dieser Beschluß tritt am ersten Tag des Monats nach
Eingang der letzten Mitteilung im Sinne von Absatz 2
in Kraft. Sind jedoch die in Artikel 12 des Vertrages
zur Änderung bestimmter Haushaltsvorschriften der
Verträge zur Gründung der Europäischen Gemein­
schaften und des Vertrages zur Einsetzung eines ge­
meinsamen Rates und einer gemeinsamen Kommis­
sion der Europäischen Gemeinschaften vorgesehenen
Ratifikationsurkunden nicht vor diesem Zeitpunkt
von allen Mitgliedstaaten hinterlegt worden, so tritt
dieser Beschluß am ersten Tag des Monats nach der
Hinterlegung der letzten dieser Ratifikationsurkunden
in Kraft.

Geschehen zu Luxemburg am 21 . April 1970.

meinschaften gemäß dem Anteil seines Bruttosozial­
produkts an der Summe der Bruttosozialprodukte der
Mitgliedstaaten festgelegt. Diese Ausnahmeregelung
wird unwirksam, sobald die Bedingungen des Absat­
zes 1 oder des Absatzes 2 erfüllt sind .

(4) Bruttosozialprodukt im Sinne der Absätze 2
und 3 ist das Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen.

(5 ) Mit der vollständigen Anwendung des Absat­
zes 1 Unterabsatz 2 wird der etwa entstehende Über­
schuß der eigenen Mittel der Gemeinschaften gegen­
über den tatsächlichen Gesamtausgaben im Verlauf
eines Haushaltsjahres auf das folgende Haushaltsjahr
übertragen .

(6) Die Finanzierung der Ausgaben für die gemein­
samen Forschungsprogramme der Europäischen
Atomgemeinschaft aus eigenen Mitteln der Gemein­
schaften schließt weder aus , daß die Ausgaben für Er­
gänzungsprogramme in den Haushaltsplan der Ge­
meinschaften eingesetzt werden, noch daß sie durch
Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten finanziert werden,
deren Festsetzung nach einem besonderen Aufbrin­
gungsschlüssel erfolgt, der durch einstimmigen Be­
schluß des Rates festgelegt wird .

Artikel 5

Die Einnahmen im Sinne von Artikel 2, von Artikel 3
Absätze 1 und 2 sowie von Artikel 4 Absätze 1 bis 5
dienen unterschiedslos zur Finanzierung aller im
Haushalt der Gemeinschaften gemäß Artikel 20 des
Vertrages zur Einsetzung eines gemeinsamen Rates
und einer gemeinsamen Kommission der Europä­
ischen Gemeinschaften ausgewiesenen Ausgaben .

Artikel 6

( 1 ) Die Gemeinschaftsmittel im Sinne der Artikel
2, 3 und 4 werden von den Mitgliedstaaten gemäß
den einzelstaatlichen Rechts - und Verwaltungsvor­
schriften erhoben, die gegebenenfalls zu diesem
Zweck zu ändern sind . Die Mitgliedstaaten stellen
diese Mittel der Kommission zur Verfügung.

]m Namen des Rates

Der Präsident

P. HARMEL


